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Karikatur des Tages

Brandmauer ist das falsche Bild

Von Christian Gleichauf

Nicht nur in Thüringen macht die

CDU große Fehler im Umgang mit

der AfD, findet unser Autor.

Die CDU bringt nur mithilfe der AfD
ihre Senkung der Grunderwerbs-
steuer durchs thüringische Parla-
ment, und siehe da: Was ein Erfolg
für die CDU sein sollte, wird zum
Triumph für die AfD. Das war abseh-
bar. Es hätte nicht passieren dürfen,
und es hätte nicht passieren müs-
sen. Schuld daran ist das Gerede von
der Brandmauer.

Im wörtlichen Sinne geht es um
eine feuerbeständige Wand, die die
Ausbreitung eines Brandes auf an-
dere Gebäudeteile oder Nachbarge-
bäude verhindern soll. Im übertra-
genen Sinn sollte die Brandmauer
zwischen CDU und AfD jegliche Zu-
sammenarbeit aus-
schließen, und zwar auf
allen Ebenen. Es ist al-
lerdings eine absurde
Metapher. Sie erzeugt
das Bild in Köpfen, dass
mit einer solchen „Zu-
sammenarbeit“ wie jetzt
in Thüringen die Brand-
mauer durchbrochen ist. Gibt es
jetzt kein Halten mehr, brennt es
bald womöglich lichterloh?

Wer mit wem gestaltet Die Ant-
wort ist: Nein. Es wurde nicht expli-
zit zusammengearbeitet. Und es
ging um die Grunderwerbssteuer,
nicht um Genehmigungsvorgaben
für Asylbewerberwohnheime.
Trotzdem ist der Vorgang problema-
tisch. Schließlich hat er eine Vorge-
schichte. Man denke nur an das He-
rumlavieren von CDU-Chef Fried-
rich Merz im ZDF-Sommerinter-
view. Auf kommunaler Ebene müsse
man „gemeinsam gestalten“ kön-
nen, sagte er vor Wochen, und
schloss damit offensichtlich die AfD
mit ein. Der Aufschrei war groß.
Jetzt plötzlich will man auch auf Lan-
desebene gestalten, und zwar bloß
nicht mit links. Die AfD nutzt da lä-
chelnd die Chance, gemeinsame Sa-
che mit der CDU zu machen. Ein Fi-
asko. Alice Weidel und Björn Höcke
freuen sich lautstark.

Auch inhaltlich muss man das
Vorgehen der CDU kritisieren. Es
kann keine zwei Minderheitsregie-
rungen in einem Bundesland geben.
Die CDU darf Vorschläge machen,
muss allerdings die Unterstützung
der Regierung suchen. Ansonsten
stehen Neuwahlen an, aus denen
momentan vor allem die AfD ge-
stärkt hervorgehen würde. Das
muss auch einer rot-rot-grünen Min-
derheitsregierung klar sein.

Wirkung auf den Wähler Stattdes-
sen geht es eben immer wieder um
diese Brandmauer. Seit 2017 geis-
tert der Begriff durch die CDU. 2018
wurde der „Unvereinbarkeitsbe-
schluss“ gefasst, der jegliche Zu-
sammenarbeit ausschließen sollte.
Das Bild zeigt allerdings auch eine
weitere, ungewollte Wirkung. Bür-
ger, die sich mit einem Kreuz bei der
Rechtsaußen-Partei auch nur ein
einziges Mal über diese Mauer
wuchteten, befanden sich von nun
an jenseits der Brandmauer. Die
funktionierte nun in der entgegen-
gesetzten Richtung als Grenzwall

leider allzu gut. Kaum
ein AfD-Wähler findet
bisher wieder den Weg
zurück zu den etablier-
ten Parteien. Dabei gibt
sich die CDU alle Mühe,
immer wieder mit frag-
würdigen Avancen aus-
zuloten, wie viel Populis-

mus notwendig ist, um die verlore-
nen Wähler zurückzuholen. Ein
paar „Paschas“ hier, eine „Asyl-Pau-
se“ da – mit etwas AfD-Sprech und
viel „Verständnis“ für die Sorgen der
Bürger hat man bisher allerdings so
gut wie nichts erreicht.

Für eine Abgrenzung von der AfD
braucht es den Begriff der Brand-
mauer nicht. Es ist eine Frage der
Haltung, und sie muss inhaltlich er-
folgen. Die CDU darf dabei auch
Themen ansprechen, für die sie von
der linken Seite des politischen
Spektrums attackiert wird. Wenn
sie beispielsweise Migration kri-
tisch sieht, soll sie das formulieren.
Wo sie Migration befürwortet, eben-
so. Allerdings immer in einer Spra-
che, die dem Thema angemessen
ist, ganz unabhängig von einer AfD.
Die Gefahr wird sonst immer grö-
ßer, dass eine 20-Prozent-Partei ent-
steht, die die Tagesordnungen do-
miniert. Das müssen alle Parteien
verhindern, nicht nur die CDU.
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Abgrenzung zur
AfD ist kein for-
maler Akt, son-
dern eine Frage

der Haltung.

Zum Arzneimittel-Engpass

Südwest-Presse, Ulm

Es geht doch: Man kann sich auch
jenseits des grundsätzlichen Streits,
wie das Gesundheitswesen umge-
staltet werden muss, über ein kon-
kretes Thema verständigen. In die-
sem Fall über Arznei für Kinder.
Dass Ärzte, Apotheker, Pharma-
hersteller von den Rahmenbedin-
gungen in Deutschland nicht be-
geistert sind, haben sie auch dies-
mal klargemacht. Und trotzdem zu-
gestimmt, alles dafür zu geben, dass
es in Herbst und Winter nicht noch
einmal zu einem Versorgungs-
desaster kommt wie im Jahr zuvor.
Lauterbach hat Akteure ins Boot ge-
holt, die kurzfristig aushelfen. Aber
eben nur kurzfristig. Denn die
grundsätzlichen Probleme bleiben
bestehen. Produktion in nennens-
wertem Umfang nach Deutschland,
der einstigen „Apotheke der Welt“,
zurückzuholen, erfordert Zeit – und
Geld. Lauterbach hat angekündigt,
das nun anzugehen. Nötig wäre es.
Damit nicht in einem Jahr der nächs-
te Krisengipfel tagen muss.

Reutlinger General-Anzeiger

Es hilft wenig, wenn Deutschland al-
lein versucht, den Medikamenten-
markt in den Griff zu bekommen. Es
braucht ein EU-weites Vorgehen.
Immerhin hat man das Problem in
Brüssel erkannt und versucht, unter
anderem Lieferketten zu diversifi-
zieren. Doch innerhalb eines Jahres
ist solch ein Großprojekt kaum zu
bewältigen. Deshalb müssen sich
Eltern wohl auch diesen Winter auf
Medikamentenjagd begeben.

Die Glocke, Oelde

Die Corona-Pandemie hätte eine
Lehre sein können. Nämlich, dass
der Staat wichtige Güter der Da-
seinsvorsorge vorzuhalten hat und
dass diese, wenn nicht im eigenen
Land, so doch wenigstens auf euro-
päischem Boden hergestellt wer-
den, um anfällige Lieferketten rund
um den Globus zu vermeiden. Doch
die aktuell gravierenden Engpässe
bei einer Reihe von Medikamenten
zeigen, wie instabil die Arzneimittel-
Versorgung weiterhin ist. Daran hat
bislang auch das Anti-Engpass-Ge-
setz nichts geändert.

Zum globalen Klimastreik

Frankfurter Rundschau

Die „Fridays“ sind fünf Jahre nach
Gretas erstem Schulstreik im Main-
stream angekommen. Luisa Neu-
bauer spricht zwar davon, wie not-
wendig die „große Transformation
im Verkehr, im Gebäudesektor und
in der Landwirtschaft“ sei. Sie be-
tont aber auch, dass Klimaschutz Ar-
beitsplätze schaffe und Wirtschaft-
lichkeit. Mit dieser Messe-
standsrhetorik tun sich all jene anti-
kapitalistischen Gruppen schwer,
die zuletzt gegen die Autoindustrie
und LNG-Terminals mobilgemacht
haben. Immer höher, schneller, wei-
ter, gar „Wachstum in grün“? Das ist
auf einem Planeten mit begrenzten
Ressourcen nicht möglich. Klima-
aktive müssen auch die Systemfrage
stellen, damit die Lebensgrundla-
gen nicht über die Planken gehen.

Pressestimmen

Erst wird es schlechter

Von Torsten Henke

Bei der Bahn müssen den Verspre-

chungen endlich auch Taten folgen,

meint unser Autor.

Es soll wieder einmal alles besser
werden bei der Bahn: Nach dem
gestrigen Schienen-Gipfel mit Ver-
kehrsminister Volker Wissing gab
es abermals großspurige Ankündi-
gungen. Doch diesmal wird wirklich
ernst gemacht! Ganz bestimmt! Wis-
sing, die Vertreter der Bahn und der
Bahn-Industrie gaben sich nicht nur
entschlossen, sondern regelrecht
euphorisch. Doch wie oft hat man
schon gehört, endlich werde ge-
baut, saniert und digitalisiert? Den-
noch wurde alles noch schlechter,
gab es noch mehr Verspätungen und
Zugausfälle. Gibt es Grund zur Hoff-
nung, dass es diesmal anders sein

könnte? Durchaus, den gibt es. Der
Bund macht für die Bahn deutlich
mehr Geld locker als bisher geplant.
40 Mega-Projekte sind festgelegt
worden, hochbelastete Strecken,
die grundlegend saniert werden sol-
len. So zum Beispiel die Riedbahn
zwischen Frankfurt und Mannheim,
mit ihr soll es im kommenden Jahr
losgehen. Das bedeutet, dass sie für
fünf Monate komplett gesperrt
wird. Und wer sich mit öffentlichen
Baustellen auskennt, wird sagen:
mindestens fünf Monate. Das heißt,
die Sanierung wird für die Bahnrei-
senden mit Frust und Unbill einher-
gehen.

Es wird also erst einmal schlech-
ter, bevor es besser werden kann.
Doch es geht nicht anders. Zu lange
ist die Bahn vernachlässigt, kaputt-
gespart und auf Börsentauglichkeit
getrimmt worden. Mit der Folge,
dass mittlerweile ein Multisystem-
versagen herrscht. Das ist nicht von
heute auf morgen zu beseitigen.
Doch es ist wichtig, dass Wissing
und die Bahn-Verantwortlichen end-
lich loslegen.

Meinungen

 „Ich unterstütze sehr,
dass wir als Europäi-

sche Union den
Schutzstatus der Ge-

flüchteten aus der
Ukraine verlängern.“

Bundesinnenministerin

Nancy Faeser (SPD) hat

sich für eine Verlängerung

des Schutzstatus für

ukrainische Kriegsflücht-

linge in der EU ausgespro-

chen. Dieses Ziel hatte zu-

vor EU-Kommissionsprä-

sidenten Ursula von der

Leyen angekündigt.

Zitat des Tages

Bedrohter Mittelstand
STUTTGART Der Bund der Selbständigen vermisst Wertschätzung

Gastbeitrag

Von Bettina Schmauder

D
ie jüngsten Umfrageergeb-
nisse des Bundes der Selb-
ständigen Baden-Württem-
berg werfen ein ernüch-

terndes Licht auf die politische
Landschaft in Deutschland. Die Zu-
stimmungswerte für die Politik be-
finden sich auf einem Allzeittief.
Doch was steckt hinter diesen alar-
mierenden Ergebnissen? Sind die
Menschen nur unzufrieden und
üben sich im Meckern. Oder sind es
existenzielle Probleme, die diese
Unzufriedenheit begründen?

Die Antwort lautet: Ja, die Unzu-
friedenheit hat eine existenzielle Di-
mension erreicht. Die zentrale Ursa-
che für das schlechte Abschneiden
der Politik ist das Gefühl kleiner und
mittlerer Unternehmen, nicht mehr
gehört und geachtet zu werden. Ent-
gegen mancher (Schönwetter-)Re-

den der politischen Mandatsträger
über die Bedeutung von Handwerk,
Handel und Dienstleistung drohen
diese wichtigen Stützen unserer
Wirtschaft unbemerkt zu ver-
schwinden. Unternehmen, die teil-
weise seit Generationen geführt
werden, geben auf, weil sie sich in
der heutigen Gesellschaft nicht
mehr wiederfinden. Stimmen wer-
den laut, die sagen, dass positive
Leistung und überdurchschnittli-
ches Engagement von der Politik
nicht mehr honoriert werden. Das
Leistungsprinzip, auf dem unsere
Wirtschaft aufgebaut ist, tritt zuneh-
mend in den Hintergrund und zieht
den Unternehmern sprichwörtlich
den Boden unter den Füßen weg.

Engagement Dabei haben es Un-
ternehmen in ihrer DNA, sich an
neue Gegebenheiten anzupassen.
Sie tun es mit viel Engagement und
investieren freiwillig viel Lebens-
zeit, auch wenn die Erträge häufig
hinter den Erwartungen zurückblei-

ben. Doch was fehlt, ist Respekt und
Anerkennung für das, was diese Un-
ternehmerinnen und Unternehmer
täglich leisten. Dieser Mangel an
Wertschätzung ist ein ernstes Pro-
blem, das sich auf die Motivation
und den Erfolg kleiner und mittlerer
Unternehmen auswirkt. Und letzt-
lich dazu führt, dass die Nachfolge
nicht mehr gesichert werden kann.

Dabei muss fairerweise gesagt
werden, dass gerade die kleinen und
mittleren Unternehmen in den letz-
ten Jahren wie selten zuvor von
staatlichen Förderungen profitieren
durften: Coronahilfen, Energie-
preisbremse oder Bauförderpro-
gramme. Dennoch sind wir an ei-
nem Punkt angelangt, an dem wir
uns die Frage stellen müssen, ob der
deutsche Staat und die Gesellschaft
noch eine tragfähige Basis für kleine

und mittlere Unternehmen bieten.
Gerade diese haben einen enormen
Wert für die lokale Gesellschaft: Sie
bilden aus, sichern Arbeitsplätze,
engagieren sich im Ehrenamt und
unterstützen soziale Organisatio-
nen. Was passiert, wenn diese Un-
ternehmen verschwinden? Hierü-
ber wird kaum diskutiert.

Bürokratie Fragen wir unsere Un-
ternehmer, fällt immer wieder ein
Punkt, der die unternehmerische
Tätigkeit mehr und mehr aus-
bremst: die Bürokratie. Unzählige
Vorgaben und Dokumentationen be-
stimmen das Geschäftsleben. An
der Erkenntnis mangelt es im politi-
schen Umfeld nicht. Das Thema ist
omnipräsent, aber bislang ohne sig-
nifikante Verbesserungen. Und das
trotz guter Vorarbeiten wie denen
des baden-württembergischen Nor-
menkontrollrates. Eine Umsetzung
bräuchte viel Mut und ein Abrücken
von der Haltung des Staates, immer
mehr Verantwortung und Aufgaben
an Bürger und Unternehmer abzu-
wälzen. Diesen Willen und auch den
Mut nehmen wir nicht wahr.

Es ist höchste Zeit für die Politik,
den Wertewandel zu initiieren, der
in den Ministerien einer Eruption
gleichen wird. Auch das Arbeiten in
den ministerialen Verwaltungen
muss sich dem Ziel unterordnen,
Hürden abzubauen. Unsere Welt ist
komplex, aber diese Komplexität
wird nicht durch Gesetze bis ins letz-
te Detail zu regeln sein. Daher darf
es gerne wieder Ermessensspiel-
räume, etwa in den kommunalen
Verwaltungen, geben, wie sie der
Tübinger OB Boris Palmer gefor-
dert hat. Eine schnelle und effizien-
te Digitalisierung hat dabei eine
Schlüsselrolle. Digitale Prozesse
sind aber nur ein Werkzeug, das
übergeordnete Ziel muss passen. So
braucht es ein Umsteuern auf allen
politischen Ebenen und einen kla-
ren Fokus auf eine nachhaltige Wirt-
schafts- und Industriepolitik – prag-
matisch und undogmatisch. Ansons-
ten droht eine Abwärtsspirale, die
viele kleine und mittlere Unterneh-
men nicht überleben werden. Ein
ernst gemeinter Deutschland-Pakt
gemeinsam mit der Wirtschaft wäre
der richtige Weg. Er muss aber auch
gegangen werden.

Bettina Schmauder ist Präsidentin des

Bundes der Selbständigen. Foto: privat

„Die Unzufriedenheit
hat eine existenzielle
Dimension erreicht.“

Zur Person

Bettina Schmauder ist seit 2021
ehrenamtlich als Präsidentin des
Bundes der Selbständigen Baden-
Württemberg e.V. in Doppelspitze
mit Jan Dietz tätig. Die Diplom-Öko-
nomin betreibt mit ihrem Mann das
Autohaus Schmauder & Rau. Zudem
ist Schmauder Fraktionsvorsitzende
der Freien-Wähler-Vereinigung im
Gemeinderat Kirchheim/Teck. Der
Bund der Selbständigen ist der größ-
te branchenübergreifende Wirt-
schaftsverband Baden-Württem-
bergs. red


